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5. § 11 Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

(1) Die Klage ist schriftlich bei einem Kreisgericht einzurei­
chen.

(2) Die Klage ist an das von dem Kläger angerufene Gericht 
abzugeben, wenn sie bei einem anderen Gericht eingereicht 
wurde. Die Rechtshängigkeit der Streitsache tritt mit Eingang 
beim angerufenen Gericht ein.

6. § 1 la wird eingefügt:

§ Ha
Mehrheit von Klägern und Verklagten

(1) Eine Klage kann von mehreren Klägern oder gegen 
mehrere Verklagte eingereicht werden, wenn zwischen den 
Ansprüchen ein rechtlicher oder tatsächlicher Zusammenhang 
besteht.

(2) Wird eine Klage, die in bezug auf den Verfahrensgegen­
stand notwendigerweise von mehreren Klägern eingereicht 
werden müßte, nicht von allen Klägern eingereicht, sind in der 
Klage die anderen zu benennen und es ist glaubhaft zu machen, 
daß diese zur Klageerhebung nicht bereit sind. Ihnen ist die 
Klage zuzustellen. Sie sind zur mündlichen Verhandlung zu 
laden.

(3) Stellt das Gericht nach mündlicher Verhandlung durch 
Beschluß fest, daß ein berechtigtes Interesse des Klägers an der 
Klageerhebung besteht, gilt die Klage als von allen Klägern 
eingereicht. Andernfalls ist die Klage durch Beschluß als 
unzulässig abzuweisen.

(4) ln den Fällen des Abs. 1, in denen über einen Anspruch nur 
einheitlich zu entscheiden ist, und in den Fällen des Abs. 2 hat 
das Gericht darauf hinzuwirken, daß die jeweilige Gemeinschaft 
von Klägern oder Verklagten einheitliche Anträge stellt. 1st das 
nicht erreichbar, ist der Sachverhalt in dem für die Entscheidung 
über den am weitesten gefaßten Antrag notwendigen Umfang 
aufzuklären. Klagerücknahme, Zustimmung zur Klagerücknah­
me, Verzicht auf mündliche Verhandlung, Einigung, Verzicht auf 
den Widerruf einer Einigung und Rechtsmittelverzicht können 
wirksam nur von allen Klägern oder Verklagten gemeinsam 
erklärt werden.

(5) Im übrigen bestimmt sich die Rechtsstellung der einer 
Gemeinschaft angehörenden Kläger oder Verklagten nach den 
allgemeinen Bestimmungen über die Stellung einer Prozeßpar­
tei. Wurden Fristen nur von einem Kläger oder Verklagten 
eingehalten, gelten diese auch als von den anderen gewahrt. 
Erscheinen nicht alle Kläger oder Verklagten in der mündlichen 
Verhandlung, gilt die Gemeinschaft durch die Anwesenden als 
vertreten.

(6) Die aufgrund eines Vertrages über eine Gemeinschaft von 
Bürgern zur Vertretung der Gemeinschaft berechtigten Perso­
nen können im eigenen Namen mit Wirkung für und gegen die 
Vertragspartner klagen und verklagt werden. Das gleiche gilt für 
den Vorstand einer nicht rechtsfähigen Vereinigung.

7. § 12 erhält folgende Fassung:

§ 12
Inhalt der Klage

(1) Der Kläger hat in der Klage
1. seinen Namen, seine Anschrift sowie Namen und Anschrift 

des Verklagten vollständig anzugeben;
2. das angerufene Gericht zu bezeichnen;
3. seine Anträge zu formulieren und zu begründen;

(2) Der Kläger soll außerdem
1. Beweismittel benennen und die in seinem Besitz befindli­

chen Urkunden beifügen;

2. mitteilen, ob und mit welchem Ergebnis ein gesellschaftli­
ches Gericht oder eine Schiedsstelle für Arbeitsrecht bisher 
in der Sache tätig war.

(3) Die Klage ist zu unterschreiben.

8. § 13 erhält folgende Fassung:

§ 13
Klage auf Beendigung einer Ehe

(1) Wird eine Klage auf Scheidung oder auf Feststellung der 
Nichtigkeit der Ehe eingereicht, ist das Verfahren auch über die 
Regelung des elterlichen Erziehungsrechts, des Umgangs, den 
Unterhalt der minderjährigen Kinder und, wenn ein Ehegatte 
das beantragt, seinen Unterhalt für die Zeit nach Beendigung der 
Ehe durchzuführen.

(2) Im Ehescheidungs- und Ehenichtigkeitsverfahren ist auf 
Antrag einer Prozeßpartei auch zu entscheiden über:

1. die Verteilung des gemeinschaftlichen Eigentums;
2. einen Ausgleichsanspruch;
3. die Regelung der Rechtsverhältnisse an der Ehewohnung;
4. die Anfechtung der Vaterschaft für ein in der Ehe gebore­

nes Kind.

9. § 15 Abs. 4 erhält folgende Fassung; es wird ein Abs. 5 angefügt:

(4) Wird innerhalb der Einspruchsfrist kein Einspruch einge­
legt, kann der Gläubiger die Vollstreckbarkeit der Zahlungsauf­
forderung beantragen. Der Antrag und eine weitere Ausferti­
gung sind dem Schuldner zuzustellen. Die Ausfertigung ist mit 
dem Vermerk zu versehen, daß die Zahlungsaufforderung 
rechtskräftig und vollstreckbar wird, wenn der Schuldner nicht 
innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung einen Antrag auf 
Ablehnung der Vollstreckbarkeit stellt

(5) Über den Antrag entscheidet der Richter ohne mündliche 
Verhandlung durch Beschluß. Die Prüfung erstreckt sich darauf, 
ob die Voraussetzungen für den Erlaß der Zahlungsaufforderung 
Vorgelegen haben. Wird die Vollstreckbarkeit abgelehnt, kann 
der Gläubiger seinen Anspruch nur noch im Wege der Klage 
geltend machen. Im Fall der Abweisung des Antrags des 
Schuldners ist die Vollstreckungsklausel zu erteilen.

10. § 16 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

(2) Der Antrag kann sowohl innerhalb eines laufenden 
Verfahrens als auch vor Einreichung einer Klage oder vor 
Anrufung eines gesellschaftlichen Gerichts oder einer Schieds­
stelle für Arbeitsrecht gestellt werden. Antragsgründe und 
Dringlichkeit sind schriftlich zu erklären und glaubhaft zu 
machen.

11. §17 erhält Abs. 3 Satz 1 folgende Fassung:
(3) Wird die einstweilige Anordnung vor Einreichung einer 

Klage erlassen, ist im Beschluß eine Frist zu setzen, nach deren 
Ablauf die einstweilige Anordnung ihre Wirksamkeit verliert, 
sofern nicht der Antragsteller Klage eingereicht hat

lla.§ 18 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

(1) Eine einstweilige Anordnung ist durch Beschluß aufzuhe­
ben, wenn die Klage oder der Antrag auf Beratung durch ein 
gesellschaftliches Gericht oder durch eine Schiedsstelle für 
Arbeitsrecht zurückgenommen wurde oder wenn ein gesell­
schaftliches Gericht oder eine Schiedsstelle für Arbeitsrecht in 
der Sache abschließend entschieden hat.

12. §20 Abs. 2 Ziffer 2 und Abs. 4 erhalten folgende Fassung; es 
wird ein Abs. 5 angefügt:


